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Seminar zur Zukunftsfähigkeit öffentlicher Infrastruktur 

– Wintersemester 2026/2027 – 

 

Pointiert stellt die Bundesregierung fest:  

„Der Zustand vieler Straßen, Brücken, Schienen und Wasserstraßen ist 

modernisierungsbedürftig.“1 

Dringend notwendige Sanierungen, Neu- und Ausbauten fänden nur verzögert statt. Dies wirke 

sich zunehmend negativ auf Wachstum, Wohlstand und auch auf die gesamtstaatliche 

Handlungsfähigkeit aus. 

Dieser negativen Bestandsaufnahme wird als Ziel gegenübergestellt: Gewährleistung eines 

bedarfsgerechten Ausbaus und Erhalts der Infrastruktur. Denn eine moderne, leistungsfähige 

Infrastruktur ist 

„zentral für die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes, für die Daseinsvorsorge, die 

gesellschaftliche Teilhabe, unser sicherheitspolitisches Fundament und damit für die 

Verteidigungsfähigkeit und den Schutz von Leib und Leben.“2 

Das Mittel zur Zielerreichung sieht die Bundesregierung darin, Planungs- und 

Genehmigungsverfahren dadurch zukunftsfähig zu machen, dass sie vereinfacht, digitalisiert 

und effizienter ausgestaltet werden.  

Hierzu hat die Bundesregierung den Entwurf des sog. Infrastruktur-Zukunftsgesetzes erarbeitet 

und in den Gesetzgebungsprozess gegeben. Die Bundesregierung setzt in erster Linie am 

Verfahrensrecht – §§ 72 ff. VwVfG – an, verbindet dies aber mit materiellrechtlichen 

Weichenstellungen, die insbesondere das Umwelt- und Naturschutzrecht in ihrer Bedeutung 

zurücknehmen. Das Raumordnungsrecht soll künftig in der Planfeststellung, grundsätzlich aber 

nicht mehr in einer vorgelagerten Raumverträglichkeitsprüfung, abgearbeitet werden. Weiter 

sollen prozessrechtliche Maßnahmen ergriffen werden, um den Infrastrukturausbau gegenüber 

der prozessualen Durchsetzung von Umwelt- und Beteiligungsrechten zu stärken. 

Neben den Entwurf des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes tritt mit Blick auf die 

Telekommunikationsinfrastruktur der vom Bundeskabinett am 10.06.2026 beschlossene 

Entwurf eines „Gesetzes zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes und zur Verbesserung 

der telekommunikationsrechtlichen Rahmenbedingungen für den Ausbau von 

Telekommunikationsnetzen“. 

Beide Gesetzesvorhaben dienen der Förderung öffentlicher Infrastruktur. Beide 

Gesetzesvorhaben bauen maßgeblich auf der Digitalisierung als Kommunikationstechnologie 

 
1 BT-Drs. 21/4099, S. 1. 
2 BT-Drs. 21/4099, S. 1. 
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auf. Die Gesetzesvorhaben gleichen sich auch darin, bestimmten Infrastrukturvorhaben 

unmittelbar ein überragendes öffentliches Interesse zuzuordnen.  

Mit den dargestellten Gesetzesvorhaben beabsichtigt der Gesetzgeber, umfassende Änderungen 

an zahlreichen Regelwerken vorzunehmen. Geändert werden sollen insbesondere 

- das Allgemeine Eisenbahngesetz, das Bundesschienenwegeausbaugesetz und das 

Eisenbahnkreuzungsgesetz; 

- das Bundesfernstraßengesetz und das Fernstraßenausbaugesetz; 

- das Bundeswasserstraßengesetz, das Bundeswasserstraßenausbaugesetz und das 

Wasserhaushaltsgesetz; 

- das Bundesnaturschutzgesetz und das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung; 

- das Verwaltungsverfahrensgesetz; 

- das Raumordnungsgesetz; 

- das Telekommunikationsgesetz. 

 

Das Seminar hat zum Inhalt, die die Gesetzesvorhaben charakterisierenden Ansätze 

herauszuarbeiten, tiefgehend zu analysieren und kritisch zu reflektieren.  

 

Vor diesem Hintergrund stehen folgende Themen zur Bearbeitung zur Verfügung: 

1. Elemente in der Planfeststellung nach bislang geltendem Recht mit typischem 

Verzögerungspotenzial – eine dogmatische und empirische Analyse der jüngeren 

Rechtspraxis 

2. Die Instandhaltung von Bundesautobahnen und Eisenbahninfrastruktur des Bundes – 

Rechtsrahmen für die Finanzierung und die Durchführung von Baumaßnahmen in 

diesen Verkehrsbereichen  

3. Die wesentlichen Beschleunigungsfaktoren des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes im 

Überblick – verfassungs- und unionsrechtliche Grenzen 

4. Die Rechtswirkungen eines Planfeststellungsbeschlusses als Beschleunigungsfaktoren 

– „Blaupause“ für das unionale Sekundärrecht?  

5. Das überragende öffentliche Interesse in der Planfeststellung – dogmatische Verortung, 

Inhalt und Auswirkungen 

6. Das Verhältnis der Qualifizierung von Verkehrsvorhaben nach nationalem Recht als im 

überragenden öffentlichen Interesse liegend und der Qualifizierung als Vorhaben von 

gemeinsamem Interesse nach Unionsrecht 
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7. Die Digitalisierung der Planfeststellung – Verortung, inhaltliche Konkretisierung und 

Bewertung 

8. Das Umweltrecht in der Planfeststellung nach Maßgabe des Infrastruktur-

Zukunftsgesetzes – konkrete Änderungen, Spannungsfelder mit dem Unions- und dem 

Völkerrecht 

9. Die Hoffnung auf Synergien beim Breitbandausbau – von der Kostensenkungsrichtlinie 

bis zur Gigabitinfrastruktur-Verordnung, Analyse und Bewertung der bisherigen 

Regelungen und der Neuerungen beim Zugang zu Informationen, 

Bestandsinfrastrukturen und Bauvorhaben 

10. Fortschreitende Erleichterungen des Glasfaserausbaus – Konflikte zwischen dem 

öffentlichen Interesse an schnellem und flächendeckendem Ausbau und dem Substanz- 

sowie Funktionserhalt öffentlicher Wege, privater Grundstücke und Gebäude  

 

Das Seminar wird voraussichtlich als Blockseminar am Freitag, den 20. November 2026, und 

am Samstag, den 21. November 2026 stattfinden. 

Die Vorbesprechung des Seminars wird am Montag, den 13. Juli 2026, um 16:30 als 

Videokonferenz über Microsoft Teams stattfinden. Interessierte Studierende melden sich bitte 

vorab, spätestens bis 16:00 Uhr am 13. Juli 2026 per E-Mail bei Herrn Naber (naber@w2k.de). 

Von ihm erhalten sie den Zugangslink zur Videokonferenz. 
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